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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten 

auf den Gebieten des Arbeitsschutz-, Immissionsschutz-, 
Sprengstoff-, Gentechnik- und Strahlenschutzrechts 

sowie in anderen Rechtsgebieten

Vom 7. Februar 2014

Aufgrund des § 1 Buchst. e des Gesetzes über die Regelung
von Zuständigkeiten im Gewerbe-, Umwelt- und Arbeitsschutz-
recht sowie in anderen Rechtsgebieten vom 26. April 1965
(Nds. GVBl. S. 91), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Fe-
bruar 2009 (Nds. GVBl. S. 24), wird verordnet:

Artikel 1

Die Anlage (zu § 1 Abs. 1) der Verordnung über Zuständigkeiten auf den Gebieten des Arbeitsschutz-, Immissionsschutz-,
Sprengstoff-, Gentechnik- und Strahlenschutzrechts sowie in anderen Rechtsgebieten vom 27. Oktober 2009 (Nds. GVBl. S. 374),
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 14. November 2012 (Nds. GVBl. S. 444), wird wie folgt geändert:

1. Nummer 6.1 erhält folgende Fassung:

2. Nummer 6.1.3 erhält folgende Fassung:

3. Die Fußnoten nach Nummer 6.1.4 werden wie folgt geändert:

a) Es wird die folgende neue Fußnote 3 eingefügt:

„3) Nicht für die Aufsicht über den Umgang mit offenen radioaktiven Stoffen, der unter § 50 Abs. 3 Satz 3 der Strahlen-
schutzverordnung fällt, und nicht für die Aufsicht über den damit räumlich oder organisatorisch im Zusammenhang ste-
henden Umgang mit offenen radioaktiven Stoffen, auch wenn er nicht unter § 50 Abs. 3 Satz 3 der Strahlenschutzver-
ordnung fällt.“

b) Die bisherige Fußnote 3 wird Fußnote 4.

4. Die Fußnote 1 nach Nummer 6.2.16 erhält folgende Fassung:

„1) Im Zusammenhang mit Kernanlagen — auch stillgelegten Kernanlagen — oder mit der Verwendung von Kernbrennstoffen
außerhalb dieser Anlagen sowie für die Genehmigung des Umgangs mit offenen radioaktiven Stoffen, der unter § 50 Abs. 3
Satz 3 der Strahlenschutzverordnung fällt, und für die Genehmigung des damit räumlich oder organisatorisch im Zusam-
menhang stehenden Umgangs mit offenen radioaktiven Stoffen, auch wenn er nicht unter § 50 Abs. 3 Satz 3 der Strahlen-
schutzverordnung fällt, ist das MU zuständig mit der Befugnis, im Einzelfall den NLWKN zu beauftragen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 7. Februar 2014

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l W e n z e l

„6.1 Atomgesetz in der Fassung vom 15. Juli 1985 (BGBl. I S. 1565), zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3313)

MU“.

„6.1.3 § 19 in Verbindung mit § 24 Abs. 1 Satz 1 Aufsicht über die Beförderung von Kernbrennstoffen 
sowie über die Durchführung der aufgrund des Atom-
gesetzes erlassenen Verordnungen

GAA1)2)3)/LBEG1)4)“.
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V e r o r d n u n g
über den Erschwernisausgleich für Grünland 

in geschützten Teilen von Natur und Landschaft
(Erschwernisausgleichsverordnung-Grünland 

— EA-VO-Grünland —)

Vom 21. Februar 2014

Aufgrund

des § 42 Abs. 4 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes
zum Bundesnaturschutzgesetz vom 19. Februar 2010 (Nds.
GVBl. S. 104) und

des § 2 Abs. 4 des Gesetzes über die Landwirtschaftskammer
Niedersachsen in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds.
GVBl. S. 61, 176), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Geset-
zes vom 9. Dezember 2011 (Nds. GVBl. S. 471),

wird verordnet:

§ 1

Erschwernisausgleich

(1) Erschwernisausgleich wird gewährt für Grünland, wenn
die rechtmäßig und nach den Grundsätzen der guten fach-
lichen Praxis der Landwirtschaft ausgeübte Bodennutzung

1. aufgrund der in einer Naturschutzgebietsverordnung gere-
gelten Gebote und Verbote,

2. im Nationalpark „Harz (Niedersachsen)“ durch das Gesetz
über den Nationalpark „Harz (Niedersachsen)“,

3. im Nationalpark „Niedersächsisches Wattenmeer“ durch
das Gesetz über den Nationalpark „Niedersächsisches Wat-
tenmeer“ oder

4. im Gebietsteil C des Biosphärenreservats „Niedersächsische
Elbtalaue“ durch das Gesetz über das Biosphärenreservat
„Niedersächsische Elbtalaue“ (NElbtBRG)

wesentlich erschwert ist.

(2) 1Erschwernisausgleich wird auch gewährt für Grünland
in einem gesetzlich geschützten Biotop, wenn

1. die Voraussetzung nach § 42 Abs. 5 Satz 4 des Niedersäch-
sischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzge-
setz (NAGBNatSchG) erfüllt ist und 

2. die zum Zeitpunkt 

a) der Bekanntgabe nach § 24 Abs. 3 Satz 1 NAGBNatSchG
oder nach § 17 Abs. 4 Satz 4 NElbtBRG oder 

b) der Bestandskraft einer Anordnung nach § 3 Abs. 2 des
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) oder nach § 2
Abs. 1 Satz 3 NAGBNatSchG

rechtmäßige und nach den Grundsätzen der guten fachli-
chen Praxis der Landwirtschaft ausgeübte Bodennutzung
durch eine Rechtsvorschrift oder Anordnung zum Schutz
des gesetzlich geschützten Biotops wesentlich erschwert
ist.

2Liegt eine in Satz 1 Nr. 2 Buchst. a genannte Bekanntgabe
nicht vor, so ist auf den Zeitpunkt der Mitteilung nach § 24
Abs. 3 Satz 2 NAGBNatSchG oder der Erteilung der Auskunft
nach § 17 Abs. 5 Satz 1 NElbtBRG abzustellen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für

1. Flächen an

a) der Nordsee oder

b) den tidebeeinflussten Flussläufen 

ohne Schutz vor Überflutungen oder Hochwasser,

2. Flächen von weniger als 0,5 ha je bewirtschaftende Person,

3. Flächen gesetzlich geschützter Biotope von weniger als
0,25 ha je bewirtschaftende Person und

4. Flächen, für die eine Entschädigung nach § 68 Abs. 1 bis 3
BNatSchG zu gewähren ist.

(4) Grünland ist eine dauerhaft mit Gräsern und Kräutern
bewachsene Fläche, die zur Erhaltung mindestens einmal im
Jahr durch Mahd oder Beweidung genutzt wird.

(5) Der Erschwernisausgleich wird jeweils für ein Kalender-
jahr gewährt (Gewährungszeitraum).

§ 2

Höhe des Erschwernisausgleichs, Bagatellgrenze

(1) 1Der Erschwernisausgleich wird für eine bestimmte Fläche
gewährt. 2Seine Höhe ist nach der Anlage (Punktwerttabelle)
zu berechnen. 3Ergibt die Berechnung für die Flächen, für die
Erschwernisausgleich beantragt ist, einen Betrag von weniger
als 150 Euro, so wird der Erschwernisausgleich nicht gewährt
(Bagatellgrenze).

(2) Liegt eine Fläche nach § 1 Abs. 2 in einem Naturschutz-
gebiet, Nationalpark oder im Gebietsteil C des Biosphärenre-
servats „Niedersächsische Elbtalaue“, so ist der höhere Erschwer-
nisausgleich zu gewähren.

§ 3

Begünstigte

1Der Erschwernisausgleich wird der bewirtschaftenden Per-
son gewährt. 2Bewirtschaftende Person ist die Bewirtschafte-
rin oder der Bewirtschafter, die oder der aufgrund Eigentums
oder privatrechtlicher Vereinbarung berechtigt ist, die Fläche
zu nutzen. 3Wenn die bewirtschaftende Person im Gewäh-
rungszeitraum die Bewirtschaftung abgibt oder aufgibt, so hat
sie dies der Landwirtschaftskammer unverzüglich schriftlich
mitzuteilen. 4Hat die die Bewirtschaftung übernehmende Per-
son der Landwirtschaftskammer die Übernahme schriftlich
mitgeteilt, so ist die Mitteilung nach Satz 3 nicht mehr erfor-
derlich.

§ 4

Verfahren, Datenaustausch

(1) 1Erschwernisausgleich wird auf schriftlichen Antrag durch
die Landwirtschaftskammer Niedersachsen gewährt. 2Die Land-
wirtschaftskammer Niedersachsen nimmt insoweit eine staat-
liche Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung wahr.

(2) 1Der Antrag auf Erschwernisausgleich muss innerhalb
von drei Monaten 

1. nach Inkrafttreten der die Erschwernis begründenden Vor-
schrift zum Schutz des Naturschutzgebiets, des National-
parks oder des Biosphärenreservats (§ 1 Abs. 1),

2. nach Bekanntgabe nach § 24 Abs. 3 Satz 1 NAGBNatSchG
oder § 17 Abs. 4 Satz 4 NElbtBRG über die Eintragung des
Biotops in ein Verzeichnis oder, wenn eine solche Bekannt-
gabe nicht vorliegt, nach Mitteilung nach § 24 Abs. 3 Satz 2
NAGBNatSchG oder Erteilung der Auskunft nach § 17
Abs. 5 Satz 1 NElbtBRG, oder

3. nach dem Wegfall eines die Gewährung des Erschwernis-
ausgleichs ausschließenden Grundes

bei der Landwirtschaftskammer eingegangen sein. 2Für die
Folgejahre muss der Antrag bis zum 15. Mai des Kalenderjah-
res eingegangen sein, für das Erschwernisausgleich beantragt
wird. 
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(3) Wenn der Erschwernisausgleich auch aus Mitteln der
Europäischen Union [Artikel 36 Buchst. a Ziffer iii und Arti-
kel 38 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom
20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des
ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) —
ABl. EU Nr. L 277 S. 1; 2008 Nr. L 67 S. 22; 2012 Nr. L 206
S. 23 —, zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1312/2011
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Dezem-
ber 2011 — ABl. EU Nr. L 339 S. 1 —, in der jeweils geltenden
Fassung] finanziert wird, gelten vorrangig die Vorschriften,
die für die Gewährung von Zahlungen im Rahmen von Natura
2000 nach Artikel 36 Buchst. a Ziffer iii und Artikel 38 der
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 in Verbindung mit den zur
Durchführung jener Verordnung erlassenen Rechtsakten der
Europäischen Union, anzuwenden sind, insbesondere in Be-
zug auf eine später ablaufende Antragsfrist und eine damit zu-
sammenhängende verringerte Gewährung, auf eine sonstige
verringerte Gewährung sowie auf Aufhebungen von Gewäh-
rungen und darauf beruhende Rückzahlungsverpflichtungen. 

(4) 1Soweit es für die Prüfung des Vorliegens der Vorausset-
zungen für die Gewährung des Erschwernisausgleichs erfor-
derlich ist, darf die für die Gewährung des Erschwernis-
ausgleichs zuständige Stelle der Landwirtschaftskammer die
Daten einsehen oder abrufen und nutzen, die der für die Ge-
währung und Auszahlung der Direktzahlungen nach der Ver-
ordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit
gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der ge-
meinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelun-
gen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Ände-
rung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006,
(EG) Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 (ABl. EU Nr. L 30 S. 16; 2010 Nr. L 43 S. 7),
zuletzt geändert durch die Durchführungsverordnung (EU)
Nr. 929/2013 der Kommission vom 26. September 2013 (ABl. EU
Nr. L 255 S. 5), in der jeweils geltenden Fassung, zuständigen
Stelle der Landwirtschaftskammer vorliegen. 2Soweit es für die

Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen für die Gewäh-
rung und Auszahlung der Direktzahlungen erforderlich ist,
darf die für die Gewährung und Auszahlung der Direktzah-
lungen zuständige Stelle der Landwirtschaftskammer die Da-
ten einsehen oder abrufen und nutzen, die für den Erschwer-
nisausgleich relevant sind und die der für die Gewährung des
Erschwernisausgleichs zuständigen Stelle der Landwirtschafts-
kammer vorliegen. 3Das für die Gewährung des Erschwernis-
ausgleichs zuständige Ministerium kann Verwaltungsvorschrif-
ten in Bezug auf die Zugänglichkeit der Daten nach den Sät-
zen 1 und 2 nur im Einvernehmen mit dem für die Gewäh-
rung der Direktzahlungen zuständigen Ministerium erlassen.

§ 5

Nachweis
1Für Flächen, für die Erschwernisausgleich beantragt ist

oder gewährt wird, führt die bewirtschaftende Person eine
chronologische Aufzeichnung, mit der sie die auf den bean-
tragten Flächen durchzuführenden und durchgeführten land-
wirtschaftlichen Maßnahmen, insbesondere die Bodenbear-
beitung, die Beweidung, die Düngung oder die Mahdzeit-
punkte, so dokumentiert, dass die Aufzeichnung als Nach-
weis für die Einhaltung von Bewirtschaftungsbeschränkun-
gen geeignet ist (Schlagkartei Erschwernisausgleich). 2Die Ver-
pflichtung nach Satz 1 besteht nicht, wenn die bewirtschaf-
tende Person aus einem anderen rechtlichen Grund eine Schlag-
kartei führt, die den Anforderungen nach Satz 1 entspricht.
3Die Schlagkartei Erschwernisausgleich und die Schlagkartei
nach Satz 2 sind zur Einsichtnahme vorzuhalten und der
Landwirtschaftskammer auf Verlangen vorzulegen. 

§ 6

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2017 außer Kraft.

Hannover, den 21. Februar 2014

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l W e n z e l
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Anlage
(zu § 2 Abs. 1)

Punktwerttabelle zum Erschwernisausgleich für Grünland

*) Der Punktwert in Spalte A2/Zeile e1 gilt nicht, soweit es sich um erosionsgefährdete Hänge, Überschwemmungsgebiete oder Standorte mit hohem
Grundwasserstand handelt (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG).

Die Bemessung des Erschwernisausgleichs ist an Hand der Punktwerttabelle wie folgt zu berechnen:
1. Zunächst alle gemäß den Schutzvorschriften relevanten Erschwernisse in der Spalte „Erschwernisse“ (Zeilen a bis o) markieren.
2. Für die markierten Erschwernisse a bis e2 wird der in Spalte A 1 (Moorböden) oder A 2 (Mineralböden) vorgesehene Punktwert

in die Spalte X übertragen.
3. Von den markierten grau unterlegten Erschwernissen f bis o wird der vorgesehene Punktwert der Spalte A für die erste (oberste)

markierte Erschwernis in die Spalte X eingetragen. Die dieser (ersten) Erschwernis entsprechende Erschwernis der Spalte (F bis N)
ist für die Bewertung aller weiteren markierten Erschwernisse maßgebend. Die Punkte aller weiteren nach Nummer 1 markier-
ten Erschwernisse werden in der maßgeblichen Spalte (F bis N) abgelesen und in die Spalte X übertragen.

4. Die Addition der Punktwerte in der Spalte X und Multiplikation der Summe mit 11,00 Euro ergibt die Höhe des Erschwernis-
ausgleichs je Hektar und Jahr.

Spalte 

A 1 A 2 F G H I J K L M N X

Zeile
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
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Punktwerte 
einzelner 
Auflagen

Abweichende Punktwerte 
bei Zusammentreffen von Erschwernissen

Eintrag 
Punkte

Moor-
böden

Mineral-
böden

a Keine maschinelle Boden-
bearbeitung vom 1. März 
bis 15. Juni

7 3*)

b Keine maschinelle Boden-
bearbeitung vom 1. März 
bis 30. Juni

8 4*)

c Keine Grünland-
erneuerung 8 3*)

d Keine chemischen 
Pflanzenschutzmittel 2 2*)

e1 Keine Umwandlung von 
Grünland in Ackerland 0 2*)

e2 Keine Einebnung oder 
keine Planierung 3 0*)

f Keine Düngung 20

g Max. zwei Weidetiere/ha 
vom 1. Januar bis 30. Juni 19 4

h Max. zwei Weidetiere/ha 
vom 1. Januar bis 21. Juni 17 3 0

i Keine Mahd vom 
1. Januar bis 30. Juni 25 5 0 0

j Mahd max. zwei Mal 
je Jahr 20 0 0 0 0

k Düngung max. 80 kg N
je ha/Jahr 13 0 0 0 0 0

l Keine Mahd vom
1. Januar bis 15. Juni 11 2 0 0 0 3 3

m Keine Portions- und 
Umtriebsweide 9 0 3 4 3 0 6 5

n Keine organische 
Düngung 3 0 3 3 3 3 3 3 3

o Mahd 
— einseitig, 
— von innen nach außen 

oder 
— 2,5 m Randstreifen 

ohne Mahd vom 
1. Januar bis 31. Juli 
an einer Längsseite

4 3 4 4 4 4 4 4 4 4

Summe der Punkte aller Erschwernisse:

Erschwernisausgleich in Euro/ha/Jahr (11,00 Euro je Punkt)

Führt eine Erschwernis zu einer besonderen Härte, so kann der jeweilige Punktwert bis zum 1,5fachen erhöht werden.
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V e r o r d n u n g
über Auftragswertgrenzen zum

Niedersächsischen Tariftreue- und Vergabegesetz 
(Niedersächsische Wertgrenzenverordnung — NWertVO)

Vom 19. Februar 2014

Aufgrund

des § 3 Abs. 3 des Niedersächsischen Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes (NTVergG) vom 31. Oktober 2013 (Nds. GVBl. S. 259)
und

des § 3 Abs. 4 NTVergG im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nisterium und dem Ministerium für Inneres und Sport

wird verordnet:

§ 1

Regelungsbereich

Diese Verordnung legt Grenzen für Auftragswerte fest, bis zu
deren Erreichen eine Auftragsvergabe zulässig ist im Wege ei-
ner Beschränkten Ausschreibung oder einer Freihändigen Ver-
gabe nach Abschnitt 1 der Vergabe- und Vertragsordnung für
Bauleistungen, Teil A: Allgemeine Bestimmungen (VOB/A 2012),
in der Fassung vom 31. Juli 2009 (BAnz. Nr. 155 a vom 15. Ok-
tober 2009, BAnz. 2010 S. 940), zuletzt geändert durch Be-
kanntmachung vom 26. Juni 2012 (BAnz AT 13.07.2012 B3),
oder nach Abschnitt 1 der Vergabe- und Vertragsordnung für
Leistungen, Teil A: Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe
von Leistungen (VOL/A), in der Fassung vom 20. November
2009 (BAnz. Nr. 196 a vom 29. Dezember 2009, BAnz. 2010
S. 755), und zwar

1. für öffentliche Aufträge im Sinne des § 2 Abs. 1 NTVergG
mit einem Auftragswert unterhalb des Schwellenwertes nach
§ 100 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (GWB) in der Fassung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I
S. 1750, 3245), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 78
des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154), in der
jeweils geltenden Fassung sowie

2. für öffentliche Aufträge unterhalb eines Auftragswertes
von 10 000 Euro (ohne Umsatzsteuer), für die aufgrund an-
derer landesrechtlicher Vergabevorschriften Regelungen
des Abschnitts 1 der VOB/A 2012 oder Regelungen des Ab-
schnitts 1 der VOL/A entsprechend anzuwenden sind.

§ 2

Schätzung der Auftragswerte; Teil- und Fachlose

(1) Die Auftragswerte werden geschätzt in entsprechender
Anwendung des § 3 Abs. 1 bis 6 und 9 der Vergabeverordnung
(VgV) in der Fassung vom 11. Februar 2003 (BGBl. I S. 169),
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. Ok-
tober 2013 (BGBl. I S. 3854), in der jeweils geltenden Fassung.

(2) 1Sind Leistungen nach § 9 Abs. 1 Satz 2 NTVergG in Teil-
oder Fachlose aufgeteilt, so beziehen sich die Auftragswert-
grenzen auf die Auftragswerte der einzelnen Teil- oder Fach-
lose. 2Soweit mehrere Teil- oder Fachlose nach § 9 Abs. 1 Satz 3
NTVergG zusammen vergeben werden, so beziehen sich die
Auftragswertgrenzen auf die Summe der Auftragswerte dieser
Lose.

§ 3

Aufträge über Bauleistungen

(1) 1Abweichend von § 3 Abs. 5 Satz 2 VOB/A 2012 dürfen
Aufträge über Bauleistungen bis zu einem Auftragswert von
25 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) im Wege der Freihändigen
Vergabe vergeben werden. 2Bei einem Auftragswert über
10 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) ist § 6 Abs. 2 Nr. 2 VOB/A
2012 entsprechend anzuwenden.

(2) Bis zu welchem Auftragswert Aufträge über Bauleistun-
gen im Wege der Beschränkten Ausschreibung vergeben wer-
den können, ergibt sich aus § 3 Abs. 3 Nr. 1 VOB/A 2012.

§ 4

Aufträge über Liefer- und Dienstleistungen

(1) 1Aufträge über Liefer- und Dienstleistungen bis zu einem
Auftragswert von 50 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) können
im Wege der Beschränkten Ausschreibung vergeben werden.
2Nach § 3 Abs. 1 Satz 4 VOL/A sollen grundsätzlich mindes-
tens drei geeignete Unternehmen zur Angebotsabgabe aufge-
fordert werden. 3Der Bewerberkreis soll stets neu zusammen-
gestellt sein. 4Zur Stärkung des Wettbewerbs und zur Vermei-
dung von Diskriminierungen soll mindestens ein nicht ortsan-
sässiges Unternehmen zum Bewerberkreis gehören.

(2) 1Aufträge über Liefer- und Dienstleistungen bis zu einem
Auftragswert von 25 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) dürfen im
Wege der Freihändigen Vergabe vergeben werden. 2Absatz 1
Sätze 2 bis 4 ist entsprechend anzuwenden.

(3) § 3 Abs. 6 VOL/A bleibt unberührt.

§ 5

Aufträge im Zusammenhang mit einer Sektorentätigkeit

Öffentliche Auftraggeber nach § 98 Nrn. 1 bis 4 GWB in
Verbindung mit § 2 Abs. 4 NTVergG können bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge über Bau-, Liefer- und Dienstleistungen
im Zusammenhang mit einer Sektorentätigkeit im Sinne des
§ 1 Abs. 1 Satz 2 der Sektorenverordnung (SektVO) vom 23. Sep-
tember 2009 (BGBl. I. S. 3110), zuletzt geändert durch Artikel 7
des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2722), zwischen Öf-
fentlicher Ausschreibung, Beschränkter Ausschreibung und
Freihändiger Vergabe auch dann wählen, wenn der Auftrags-
wert unterhalb des Schwellenwertes nach § 1 Abs. 2 SektVO
liegt.

§ 6

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 19. Februar 2014

Niedersächsisches Ministerium
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

L i e s

Minister
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